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Verlängerung des Übergangszeitraumes für die 

Anwendung des § 2b UStG 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

der Bundestag hat mit Beschluss vom 2. Dezem-

ber 2022 dem Jahressteuergesetz 2022 (JStG 

2022) zugestimmt. Der Bundesrat wird dies mit 

hoher Wahrscheinlichkeit Mitte Dezember 

ebenfalls tun. Für die Vertreter der juristischen 

Personen des öffentlichen Rechts ist hierbei si-

cherlich die Verlängerung der Übergangs-

regelung gem. § 27 Abs. 22a UStG bis zum 31. 

Dezember 2024 der interessanteste Punkt in 

diesem Gesetzesentwurf. 

 

Die Regierungsfraktionen begründen die Verlän-

gerung folgendermaßen: 

- Es bestehen, trotz häufig bereits abgeschlos-

sener Einnahmenanalyse, in einer nennens-

werten Zahl von Fällen noch offene Fragen, 

die bei den Verantwortlichen zu großer Ver-

unsicherung führen. 

- Die Kommunen sind aktuell stark belastet 

und müssen ihre personellen Ressourcen für 

andere Bereiche einsetzen (hierbei wird die 

Bewältigung der Unterbringung geflüchteter 

Menschen aufgrund des Ukraine-Krieges, die 

Energiekrise und die anstehende Grundsteu-

erreform genannt). 

 

Aus den Erfahrungen der letzten Jahre ist nicht 

zwingend davon auszugehen, dass sich die Un-

sicherheiten bezüglich der Zweifelsfragen in den 

kommenden beiden Jahren erheblich reduzieren 

werden. Auch die Personalsituation bei den 

Kommunen wird sich vermutlich nicht wesent-

lich verbessern.  

 

Soll die Verlängerung der Übergangsregelung 

gemäß § 27 Abs. 22a UStG in meiner Kom-

mune angewendet werden? 

 

Es stellt sich die Frage, ob man die Verlänge-

rungsoption nutzen oder ob man, wie geplant, 

zum 1. Januar 2023 die Besteuerung nach 

§ 2b UStG anwenden soll. Die Antwort darauf ist 
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natürlich für jede Kommune individuell zu tref-

fen, gegebenenfalls ist insoweit auch ein 

Gemeinderatsbeschluss empfehlenswert.  

 

Folgende Punkte sind hierbei insbesondere zu 

beachten: 

- Ist die Einnahmenanalyse abgeschlossen 

und sind die notwendigen Änderungen in den 

Verträgen und Satzungen umgesetzt worden 

oder bestehen bei vereinzelten Einnahmen 

von wesentlichem Umfang noch erhebliche 

Unsicherheiten bezüglich der umsatzsteuer-

lichen Beurteilung gemäß § 2b UStG? 

- Ist das EDV-System insoweit vorbereitet, 

dass alle steuerrelevanten Merkmale bei den 

Buchungen gesetzt werden können (u. a. 

auch für Einnahmen der „Feuerwehrkame-

radschaftskasse“)? 

- Sind im Jahr 2023 oder 2024 Investitionen 

geplant, bei denen durch eine vorzeitige Ein-

führung des § 2b UStG ein erheblich höherer 

Vorsteuerabzug möglich ist? 

- Verteuern sich durch die Einführung des 

§ 2b UStG einzelne Leistungen gegenüber 

nicht-vorsteuerabzugsberechtigten Leis-

tungsempfängern? Hierbei sind 

insbesondere Personalgestellungen zwi-

schen einzelnen jPdöR hervorzuheben. 

Letztendlich können wir hier keine allgemeingül-

tige Empfehlung aussprechen. Falls Sie aber auf 

die Einführung des § 2b UStG verzichten möch-

ten, sollten Sie prüfen, ob etwaige, bereits 

durchgeführte Änderungen von Vertragsgrund-

lagen oder Satzungen  unter Umständen 

zurückgenommen werden müssen/können.  

Darüber hinaus sollten Sie versuchen, beim Um-

stellungsprozess „am Ball zu bleiben“, um 

aufgebautes Fachwissen nicht zu verlieren und 

Zweifelsfragen zeitnah zu klären.   

 

Was ist für die juristischen Personen des öffent-

lichen Rechts nun zu tun? 

 

Falls Sie die Verlängerung des Übergangszeit-

raums nutzen möchten, müssen Sie dies nicht 

bei der Finanzverwaltung anzeigen. Ihre Opti-

onserklärung aus dem Jahr 2016 gilt hier 

weiterhin und wird automatisch bis zum 31. De-

zember 2024 verlängert. 

 

Falls Sie die Verlängerung des Übergangszeit-

raums nicht nutzen möchten und bereits zum 1. 

Januar 2023 umstellen möchten, müssten Sie 

die Optionserklärung im Sinne des § 27 Abs. 

22a S. 2 UStG mit Wirkung zum 1. Januar 2023 

widerrufen.
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Haben Sie noch offene Fragen?  

Falls Sie Rückfragen zur Verlängerung des Über-

gangszeitraums haben bzw. Hilfe bei der 

Entscheidungsfindung oder beim Widerruf der 

Optionserklärung benötigen, steht Ihnen unser 

gesamtes Team selbstverständlich jederzeit 

gerne zur Verfügung.  

Bleiben Sie stets informiert! 

Zum Abschluss unserer diesjährigen Seminar-

reihe des Arbeitskreises Kommunal werden wir 

Sie am 15. Dezember im Rahmen des Online-

Seminars „Aktuelles aus dem Steuerrecht“ noch 

über aktuelle umsatz- und ertragsteuerliche Ent-

wicklungen informieren. Auch hier wird 

natürlich die Verlängerung des Übergangszeit-

raumes ein Thema sein. Falls Sie nicht Mitglied 

unseres Arbeitskreis Kommunal sind, können 

Sie sich gerne über unsere Homepage 

(www.bw-partner.com/de/bw-seminare) oder 

auch direkt per E-Mail für das Seminar anmel-

den. 

Mit freundlichen Grüßen 
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